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Existenzgründungen im ostdeutschen Einzelhandel 
Der ländliche Raum als Nische für den neuen Mittelstand? 

Kurzfassung 

Rund vier Jahre nach der deutschen Einigung ist die Umstrukturierung des 
Einzelhandels in den neuen Ländern bereits weit fortgeschritten. Durch das 
Engagement westdeutscher Unternehmen sind an vielen Standorten großflä­
chige Angebotsformen entstanden. Parallel dazu vollzieht sich, zum Teil 
unterstützt durch öffentliche Förderprogramme, der Aufbau eines mittel­
ständischen Einzelhandels. Der folgende Beitrag gibt einen Überblick über 
die Ergebnisse der Gründungsförderung im Einzelhandel und Lebensmittel­
handwerk durch das ERP-Programm in den Jahren 1990 bis 1992. 
In den neuen Ländern ist im Vergleich zu den alten eine sehr hohe 
Gründungsaktivität zu verzeichnen. Während in den Städten ein geringer 
Nachholbedarf und vielfältige Hemmnisse für Existenzgründer im Einzel­
handel bestehen, besitzt der ländliche Raum offensichtlich eine Nischenfunk­
tion. Die wirtschaftlichen Perspektiven des Mittelstands im ostdeutschen 
Einzelhandel werden insgesamt eher skeptisch beurteilt. 

1 Einleitung 

Die Wirtschaft in den neuen Ländern 
befindet sich in einem tiefgreifenden 
Transformationsprozeß, der im Einzel­
handel bereits weit fortgeschritten ist. 
Die Versorgungslage hat sich quantita­
tiv und qualitativ rasch verbessert, was 
in erster Linie auf die hohe Investi­
tionstätigkeit westdeutscher Unterneh­
men zurückzuführen ist. Bislang unbe­
kannte Betriebstypen wie Verbraucher­
und Fachmärkte, Discounter sowie 
Einkaufszentren sind "im Zeitraffer­
tempo" (1) installiert worden und ver­
suchen mit unterschiedlichen Konzep­
ten und Strategien die verschiedenen 
Kundensegmente anzusprechen. Weit­
gehend unbestritten ist, daß nicht nur 
großflächige Angebotsformen, son­
dern auch ein leistungsfähiger Mittel­
stand vonnöten ist, da er die Angebots­
vielfalt erhöht und einen wesentlichen 
beschäftigungspolitischen Beitrag lei­
sten kann (2). Aufgrund seiner Zen­
trenorientierung liefert er außerdem 
wichtige ökonomische und gestalteri­
sche Ansatzpunkte für die Erneuerung 
und Sanierung der ostdeutschen Städte. 
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Obwohl in der DDR unter den Bedin­
gungen der Zentralverwaltungswirt­
schaft Ende 1989 noch etwa 22 000 pri­
vate Einzelhandelsbetriebe bestanden, 
deckten diese nur ein kleines Markt­
segment ab und bilden unter den verän­
derten wirtschaftlichen Rahmenbedin­
gungen nur einen schwachen Grund­
stock für einen leistungsfähigen Mittel­
stand. Daher wird durch die öffentli­
che Existenzgründungsförderung ver­
sucht, auch im Einzelhandel den Auf­
bau mittelständischer Strukturen zu un­
terstützen. Der folgende Beitrag gibt 
einen Überblick über die bisherigen Er­
gebnisse der Gründungsförderung im 
Einzelhandel und Lebensmittelhand­
werk durch das ERP-Programm, das 
schon im Februar 1990 auf die dama­
lige DDR übertragen wurde. Die Bäk­
kereien und Fleischereien werden in 
die Analyse einbezogen, da sie insbe­
sondere in ländlichen Gebieten und 
städtischen Streulagen zunehmend 
Funktionen des Einzelhandels im Be­
reich der Grundversorgung wahrneh­
men. Der Untersuchungszeitraum um­
faßt die Jahre 1990 bis 1992. 

2 Grundlinien des Struktur­
wandels im Einzelhandel 

Vor der Wende war der Einzelhandel in 
der DDR- als zentral gesteuertes Kon­
sumgüterdistributionssystem - durch 
die Dominanz von volkseigenem und 
konsumgenossenschaftlichem Handel 
gekennzeichnet. Auf den privaten Han­
del entfielen 1988 zwar noch 30 % der 
Verkaufsstellen, aber nur 11 % des 
Umsatzes (3); das entsprechende 
Standortnetz sowie die Geschäftsge­
bäude und -räume stammten weitge­
hend aus der Zeit vor dem Zweiten 
Weltkrieg. Die mittlere Ladenver­
kaufsfläche lag in der DDR unter 
70 m2, was der westdeutschen Situa­
tion zu Anfang der 50er Jahre ent­
sprach; die privaten Verkaufsstellen 
wiesen sogar nur eine mittlere Größe 
von etwa 30 m2 auf. Ebenso lag der An­
teil der Läden unter 100 m2, deren zu­
künftige Wettbewerbsfähigkeit insbe­
sondere im Lebensmittelbereich als 
stark gefährdet anzusehen ist, mit 92 % 
deutlich über dem entsprechenden An­
teil von 68 % in der Bundesrepublik im 
Jahre 1985. Abgesehen von Kaufhallen 

RuR4/5.1994 



Matthias Achen und Michael Zarth: Existenzgründungen im ostdeutschen Einzelhandel 

und Warenhäusern fehlten dagegen 
großflächige Angebotsformen fast 
vollständig. Im Durchschnitt entfiel 
damit auf jeden Einwohner der DDR 
eine Verkaufsfläche von nur 0,3 m2, 

wobei der Food-Bereich mit 0,16 m2 

im Unterschied zu Westdeutschland 
sogar ein kleines relatives Übergewicht 
besaß. Die Nahversorgung mit Gütern 
des kurzfristigen Bedarfs wurde in der 
DDR - auch im ländlichen Raum -
durch ein vergleichsweise dichtes La­
dennetz geleistet. 

Durch den massiven Markteintritt 
westdeutscher Einzelhandelskonzerne 
unmittelbar nach der Grenzöffnung 
wurde das bisherige Verteilungssystem 
binnen weniger Monate aufgelöst und 
das westliche System mit einer hohen 
Kostenrationalität auf Ostdeutschland 
übertragen (4). Das Engagement der 
Unternehmen aus den alten Ländern er­
folgte - z.B. in Form von Joint-Ven­
ture-Verträgen mit volkseigenen Be­
trieben - zunächst häufig im rechts­
freien Raum und wurde später durch 
die großzügige Genehmigungspraxis 
der teilweise überforderten Kommu­
nen unterstützt (5). Außerdem eröff­
nete das vergleichsweise stabile und 
hohe Nachfragepotential günstige 
Marktchancen für westdeutsche An­
bieter; deren Umsatz in den neuen Län­
dern erreichte schätzungsweise alleine 
im Jahr 1990 einen Betrag von 
26 Mrd. DM (6). 

Zur Erschließung des ostdeutschen 
Marktes haben die westdeutschen Un­
ternehmen zwei unterschiedliche Stra­
tegien verfolgt, die insbesondere im 
Lebensmittelbereich kreiert und oft­
mals kombiniert wurden (7): 
- Als frühes Engagement wurden be­

reits im Laufe des Jahres 1990 beste­
hende Strukturen, d.h. HO- und 
Konsum-Läden, übernommen, aber 
auch provisorische Hallen und Zelte 
errichtet, um sich durch eine Präsenz 
vor Ort mittel- und langfristig hohe 
Marktanteile zu sichern. 

- Als spätes Engagement wurde nach 
der deutschen Einigung ein neues 
Standort- und Vertriebssystem auf­
gebaut, das sich durch eine - insbe­
sondere unter dem Aspekt der auto­
mobilen Erreichbarkeit - zielge­
rechte Auswahl von Standorten und 
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moderne Bauweise auszeichnet. Die 
Vorhaben waren zudem mit einer ge­
ringeren planungs- und eigentums­
rechtlichen Problematik behaftet, 
und da auch keine Arbeitskräfte 
übernommen werden mußten, ging 
von ihnen insgesamt eine starke 
Konkurrenz für das Übergangssy­
stem aus . 

Zur Privatisierung des volkseigenen 
Handels wurde unmittelbar nach der 
deutschen Einigung die Gesellschaft 
zur Privatisierung des Handels (GPH) 
als Tochtergesellschaft der Treuhand­
anstalt gegründet (8). Einige maßgeb­
liche Entscheidungen waren allerdings 
bereits zuvor, d.h. noch zu DDR-Zei­
ten, getroffen worden. Zunächst 
schrieb die GPH die kleineren Objekte 
bis 100 m2 aus, die in erster Linie von 
ortansässigen ostdeutschen Selbständi­
gen gekauft wurden, anschließend die 
größeren Objekte ab 100 m2, die weit­
gehend von westdeutschen Unterneh­
men - vielfach im Paketvertrag, jedoch 
mit der Auflage der partiellen Weiter­
veräußerung - übernommen wurden. 
Der Zuschlag erfolgte weitgehend über 
das höchste Angebot; wettbewerbs­
und mittelstandspolitische Aspekte 
wurden nur nachrangig berücksichtigt, 
was insbesondere von ostdeutscher 
Seite heftige Kritik hervorrief. Bereits 
Ende Juni 1991 konnte die GPH ihre 
Tätigkeit beenden, was sich durch die 
- im Vergleich zu anderen Wirtschafts­
bereichen - hohe Nachfrage privater 
Investoren erklären läßt. Allerdings 
hatte die GPH von ihrem Ausgangsbe­
stand, der insgesamt 16 230 Läden um­
faßte, bis zu diesem Zeitpunkt 5 480 
geschlossen, und zwar solche Objekte, 
die entweder mit eigentumsrechtlichen 
Ansprüchen belastet (81 % ) oder we­
gen ihrer ungünstigen Standortlage, 
unzureichenden Größe oder mangel­
haften Bausubstanz ( 19 % ) unverkäuf­
lich waren. 

Entgegen der ursprünglichen Planung 
im Frühjahr und Sommer 1990 sind die 
Konsumgenossenschaften zwar als 
rechtlich eigenständige Einheiten wei­
tergeführt worden, stehen jedoch bis 
heute unter einem erheblichen Anpas­
sungs- und Konzentrationsdruck, der 
sich im extremen Abbau des Ladennet­
zes und der Beschäftigten sowie im 

starken Rückgang des Marktanteils 
ausdrückt (9). In vielen Gebieten der 
neuen Länder sind die regionalen Kon­
sumgenossenschaften daher mittler­
weile auf dem Einzelhandelsmarkt 
nicht mehr präsent. 

3 Existenzgründungen 
im Einzelhandel 

Nach der deutschen Einigung boten 
sich für Existenzgründer im Einzelhan­
del verschiedene Alternativen: Zum 
einen war die direkte Neugründung 
eines Handelsbetriebs (originäre Exi­
stenzgründung) möglich; zum anderen 
bestand die Möglichkeit einer derivati­
ven Gründung, und zwar durch die di­
rekte oder indirekte Übernahme eines 
HO-Geschäfts im Rahmen der Privati­
sierung oder eines konsumgenossen­
schaftlichen Ladens (10) . 

Grundsätzlich steht Existenzgründern 
im Einzelhandel ein breites Spektrum 
an mittelstandspolitischen Maß­
nahmen offen (z.B. Eigenkapitalhilfe, 
ERP-Existenzgründungsförderung). 
Das ERP-Programm zählt mit zu den 
wichtigsten Maßnahmen und wird häu­
fig gemeinsam mit anderen Program­
men in Anspruch genommen (11). Es 
sieht die Gewährung zinsgünstiger 
Darlehen vor, auch für Investitionen in­
nerhalb von drei Jahren nach der Be­
triebseröffnung (12) . Die Laufzeit be­
trägt bis 15 Jahre, bei Bauvorhaben so­
gar bis 20 Jahre; davon sind jeweils 
höchstens 5 Jahre tilgungsfrei. Der 
Darlehenshöchstbetrag liegt derzeit in 
den neuen Ländern bei 2 Mio. DM, in 
den alten bei 1 Mio. DM. Bei den 
förderfähigen Investitionskosten wird 
hinsichtlich des Betriebsmittelbedarfs 
nur die erstmalige Beschaffung oder 
Aufstockung eines Warenlagers oder 
einer ersten Büroausstattung berück­
sichtigt. 

Eine Statistik, die das tatsächliche 
Gründungsgeschehen im Einzelhandel 
umfassend beschreibt, liegt nicht vor. 
Die hier gewählte methodische Vorge­
hensweise der Auswertung von Förder­
daten unterliegt gewissen Restriktio­
nen, da diese Daten auf den in den An­
trägen gemachten Angaben beruhen 
und die bewilligten Vorhaben nicht im­
mer in dem ursprünglich geplanten 
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Umfange realisiert werden. Außerdem 
ist die Förderstatistik eine Förderfall­
und keine Betriebsstatistik. Dies hat 
zur Folge, daß einzelne Vorhaben 
mehrfach vorkommen, wenn sie ge­
meinsam von zwei oder mehr Personen 
verwirklicht werden, die alle die Exi­
stenzgründungshilfe beantragt haben. 
Daher sind vor allem Aussagen zur 
Größenklassenverteilung nur bedingt 
möglich. Zudem sind nicht alle der ge­
förderten Vorhaben originäre Grün­
dungen, sondern ein beträchtlicher Teil 
dürfte auf die o.g. Möglichkeiten der 
Übernahme bereits bestehender Ein­
zelhandelsbetriebe zurückgehen. 

4 Das Gründungsgeschehen 
im Einzelhandel 

4.1 Entwicklung und 
sektorale Struktur 

Nachdem 1991 mit 10 705 fast doppelt 
so viele Anträge im Einzelhandel be­
willigt wurden wie 1990 (5 779), hat 
sich das Gründungsgeschehen mittler­
weile auch in diesem Wirtschaftsbe­
reich deutlich abgeflacht. 1992 ging die 
Zahl der bewilligten Anträge um 33 % 
auf 7 171 zurück. Offensichtlich sind 
viele der unmittelbar nach der deut­
schen Einigung bestehenden Ange­
botsengpässe beseitigt oder verringert 
wurden. Ein weiterer Erklärungsgrund 
kann in der gestiegenen Konkurrenz 
großflächiger Einkaufszentren liegen, 
deren Aktivitäten meist auf eine ganze 
Region ausstrahlen. Angesichts der all­
gemeinen wirtschaftlichen Entwick­
lung, die durch hohe Arbeitslosigkeit 
und geringe Kaufkraft geprägt ist, dürf-

Tabelle 1 

ten solche preisaggressiven Angebots­
formen weiter an Bedeutung gewin­
nen. Dennoch ist die Gründungsrate im 
Einzelhandel gemessen an dem Indika­
tor bewilligte Anträge je 10 000 Ein­
wohner der Gründerpopulation (13) 
noch immer fast zehnmal so hoch wie 
in den alten Ländern. Auch ging die In­
anspruchnahme des Einzelhandels, 
verglichen mit der gesamten Ziel­
gruppe des ERP-Programms (38 % ), 
etwas schwächer zurück. Anscheinend 
werden im Einzelhandel nach wie vor 
Marktchancen für selbständige Kauf­
leute gesehen. 

In den Jahren 1990 bis 1992 wurden 
aus Mitteln des ERP-Programms Dar­
lehen in Höhe von insgesamt 
1,29 Mrd. DM für Existenzgründer im 
ostdeutschen Einzelhandel bewilligt. 
Mit dieser Summe wurde ein Investiti­
onsvolumen von rund 4,33 Mrd. DM 
induziert sowie Arbeitsplätze für etwa 
127 000 Beschäftigte einschließlich 
der Gründer geschaffen oder gesichert. 
In den alten Ländern waren die bewil­
ligte Darlehenssumme, das geförderte 
Investitionsvolumen sowie die Zahl 
der geschaffenen Arbeitsplätze im glei­
chen Zeitraum nur halb so hoch; die In­
anspruchnahme verlief dort zudem 
recht kontinuierlich. 

Ebenso wie bei anderen Investitions­
förderprogrammen gleicht sich die sek­
torale Struktur der bewilligten Anträge 
immer mehr der Struktur in den alten 
Ländern an (14). Dennoch bestehen 
einige interessante Unterschiede, wo­
bei vor allem das größere Gewicht des 
Einzelhandels mit Nahrungs- und Ge­
nußmitteln auffällt (siehe Tab. 2). Etwa 

ERP-Gründungsförderung 1990-1992 im Einzelhandel* 

Neue Länder 

1990 1991 1992 

Bewilligte Anträge 5 779 10 705 7 171 

Geförderter Investitionsbetrag in Mio. 619,3 1 935,6 1 776,2 

Zugesagte Kredite in Mio. 184,5 577,9 524,4 

Beschäftigte * * 24 157 59 526 43 218 

*) einschl. Lebensmittelhandwerk 
**) einschl. der Gründer 

Quelle: Deutsche Ausgleichsbank; Laufende Raumbeobachtung der BfLR; eigene Berechnungen 
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22 % der in den neuen Ländern bewil­
ligten Anträge stammt aus diesem Seg­
ment; in den alten Ländern waren es 
hingegen nur 13,5 %. Da der Food-Be­
reich bereits zu DDR-Zeiten innerhalb 
des Einzelhandels ein größeres Ge­
wicht besaß, dürfte hier ein größeres 
Übernahmepotential an Betrieben be­
standen haben. Ihm kommt auch ge­
genwärtig aufgrund des geringen ost­
deutschen Kaufkraftniveaus eine ver­
gleichsweise hohe Bedeutung zu, da 
die Ausgaben für Nahrungsmittel, Ge­
tränke und Tabakwaren dort immerhin 
noch ein Drittel der privaten Ver­
brauchsausgaben ausmachen (15). Al­
lerdings ist der Lebensmittelhandel der 
Bereich, in dem die Modernisierung 
der Einzelhandelsstruktur rasch fort­
schreitet und die Konkurrenz großflä­
chiger und preisaggressiver Angebots­
formen die langfristigen Marktchancen 
vieler Existenzgründer durchaus frag­
lich erscheinen läßt. 

Umgekehrt sind in den neuen Ländern 
Möbel-(5 ,6 zu 8,4 %) und Buchhandel 
(6,4 zu 9,6 %) sowie Bäckereien (4,8 
zu 8,5 % ) deutlich schwächer vertre­
ten. Im Möbelhandel dürften vor allem 
Markteintrittsschranken in Form hoher 
Investitionskosten sowie die starke 
Konkurrenz des westdeutschen Fach­
handels und überregionaler Einkaufs­
zentren, bei denen nicht selten Möbel­
häuser präsent sind, eher dämpfend auf 
die Gründungsaktivität wirken. Bei 
den Bäckereien darf nicht übersehen 
werden, daß sie zum Handwerk zählen 
und dieses gerade in den alten Ländern 
sehr stark von der Möglichkeit der 
Übernahmeförderung profitiert (16) . 

Alte Länder 

1990--92 1990--92 

23 655 10 430 

4 331 ,1 2 226,3 

1 286,8 665,3 

126901 56 051 
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Tabelle 2 
ERP-Gründungsförderung 1990-1992 im Einzelhandel* nach Sektoren 

Neue Länder 

abs . in% 

Lebensmittel 5 071 21,4 

Bekleidung 3 403 14,4 

Leder / Schuhe 934 3,9 

Möbel / Hausrat 1 320 5,6 

Elektro 1 311 5,5 

Drogerie / Foto 825 3,5 

Bücher/ Papier 1 512 6,4 

Bau- und Brennstoffe 1 281 5,4 

sonstiger Einzelhandel 5 717 24,2 

Bäckerei 1 127 4,8 

Fleischerei 1 154 4,9 

insgesamt 23 655 100 

*) einschl. Lebensmittelhandwerk 

Quelle: Deutsche Ausgleichsbank; Laufende Raumbeobachtung der BfLR; eigene Berechnungen 

4.2 Größenstruktur der Vorhaben 

Analog zu den anderen im Rahmen des 
ERP-Programms geförderten Wirt­
schaftsbereichen gewinnen innerhalb 
des Einzelhandels anscheinend grö­
ßere Vorhaben an Bedeutung. 1992 war 
der durchschnittlich geförderte Investi­
tionsbetrag je Förderfall mit rund 
248 000 DM nicht nur mehr als doppelt 
so hoch wie 1990 (107 000 DM), son­
dern lag auch über den durchschnitt­
lichen Gründungskosten in den alten 
Ländern (231 000 DM). Allerdings 
variiert der Kapitalbedarf stark nach 
der Branche; am höchsten war er im 
Baustoffhandel (307 000 DM) und 
am niedrigsten im Buchhandel 
(136 000 DM). 

Tabelle 3 

Außerdem ist die durchschnittliche Be­
schäftigtenzahl je Förderfall im Gegen­
satz zu den alten Ländern kontinuier­
lich angestiegen. Kamen 1990 durch­
schnittlich 4,2 Beschäftigte einschließ­
lich der Gründer auf einen Förderfall, 
so waren es 1992 bereits sechs. In den 
alten Ländern lag die durchschnittliche 
Beschäftigtenzahl bei konstant 5,4. 
Existenzgründungen im Lebensmittel­
handwerk, d.h. Bäckerei und Fleische­
rei, sowie im Baustoffhandel sind be­
sonders beschäftigungsintensiv. In den 
neuen Ländern gilt dies ebenfalls für 
den Möbelhandel, in dem vor allem 
1992 die mittlere Beschäftigtenzahl je 
Förderfall sehr stark anstieg. Da in den 
neuen Ländern das geförderte Investiti­
onsvolumen im Einzelhandel stärker 
wuchs als die Zahl der Beschäftigten, 
hat sich der je Beschäftigten geförderte 
Investitionsbetrag gegenüber 1990 um 
mehr als die Hälfte erhöht ( 41 000 zu 

Alte Länder 

abs. in% 

1 398 13,4 

1 762 16,9 

341 3,3 

879 8,4 

378 3,6 

424 4,1 

998 9,6 

445 4,3 

2 367 22,7 

886 8,5 

552 5,3 

10430 100 

26 000 DM). Während er 1990 auch 
deutlich niedriger als in den alten Län­
dern (36 000) war, erreicht er mittler­
weile sogar fast den westdeutschen 
Durchschnitt von 43 000 DM. 

Für diese Strukturverschiebungen sind 
mehrere Erklärungen möglich. An­
scheinend wurden in der Euphorie des 
Einigungsprozesses viele Vorhaben be­
antragt, die von ihrem Investitions­
volumen her kleiner konzipiert waren 
und keiner längerfristigen Planung be­
durften. Des weiteren liegt es nahe, daß 
größere Vorhaben einen höheren Pla­
nungsaufwand erfordern und daher erst 
mit einer gewissen Zeitverzögerung 
realisiert werden. Denkbar ist zudem, 
daß mannigfaltige Probleme, die aus 
bürokratischen Hindernissen, den un­
geklärten Eigentumsrechten, aber auch 
anderen Faktoren wie den Anforderun­
gen der Banken an die Besicherung der 

Ausgewählte Strukturdaten zur ERP-Gründungsförderung 1990-1992 im Einzelhandel* 

Neue Länder Alte Länder 

1990 1991 1992 1992 

Investitionsbetrag je Förderfall 107 000 181 000 248 000 231 000 

Beschäftigte * * je Förderfall 4,2 5,6 6,0 5,4 

Investitionsbetrag je Beschäftigtem** 26000 33 000 41 000 43 000 

*) einschl. Lebensmittelhandwerk 
**) einschl. der Gründer 

Quelle: Deutsche Ausgleichsbank; Laufende Raumbeobachtung der BfLR; eigene Berechnungen 
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Kredite (17) zu einer weiteren Verzö­
gerung größerer Vorhaben führten. Au­
ßerdem gewinnen kapital- und be­
schäftigungsintensive Branchen des 
Einzelhandels innerhalb des Grün­
dungsgeschehens an Bedeutung; Bei­
spiele hierfür sind der Baustoff- und 
Möbelhandel, die von der günstigen 
Baukonjunktur profitieren. Schließlich 
ist anzunehmen, daß mittlerweile in 
den neuen Ländern der Anteil der Neu­
gründungen, die einen höheren Finanz­
bedarf als Übernahmen erfordern, am 
gesamten Gründungsgeschehen steigt 
und die Vorhaben zunehmend mit 
Bauinvestitionen einhergehen. 

S Räumliche Aspekte 
des Gründungsgeschehens 
im Einzelhandel 

5.1 Großräumiges Muster 

Die Inanspruchnahme der ERP-För­
dermittel durch Existenzgründer im 
Einzelhandel und Lebensmittelhand­
werk weist zwischen den neuen Län­
dern bemerkenswerte Unterschiede 
auf, die jeweils gleichermaßen im 
Food- und Non-Food-Bereich beste­
hen. Das großräumige Muster besitzt 
bislang eine recht hohe zeitliche Stabi­
lität, lediglich Sachsen konnte seinen 
Anteil an den bewilligten Anträgen 
ausbauen, während der von Sachsen-

Tabelle 4 

Anhalt zurückging. Über den gesamten 
Untersuchungszeitraum liegt Thürin­
gen vor Sachsen an erster Stelle; Berlin 
(Ost) weist als Kernstadt eines Ver­
dichtungsraums charakteristisch nie­
drige Werte auf. Zur Erklärung dieses 
Süd-Nord-Gefälles lassen sich einer­
seits wirtschaftshistorische Aspekte 
anführen: So war der Mittelstand im 
Süden der DDR nicht nur vor 1989, 
sondern bereits vor 1945 stark verteten. 
Andererseits verläuft die allgemeine 
ökonomische Entwicklung in Thürin­
gen und Sachsen vergleichsweise gün­
stig, was zu einem steigenden Kauf­
kraftniveau führt, wovon insbesondere 
der mittelständische Einzelhandel pro­
fitiert. 

Die sektorale Struktur der bewilligten 
Anträge nach Ländern wird nur durch 
einige wenige Besonderheiten geprägt. 
Auffallend ist die unterdurchschnittli­
che Inanspruchnahme des Lebensmit­
telhandels in Berlin-Ost, während im 
überwiegend ländlich geprägten Bran­
denburg und Mecklenburg-Vorpom­
mern die Gründungsaktivität in diesem 
Segment deutlich höher ausfällt. Inter­
essanterweise ist dort das Lebensmit­
telhandwerk der Zahl nach im Grün­
dungsgeschehen zwar wesentlich 
schwächer vertreten, die durchschnitt­
liche Investitionssumme und Beschäf-

tigtenzahl je Förderfall liegt aber im 
Vergleich zu den anderen Ländern um 
einiges höher. 

Kaum Unterschiede ergeben sich hin­
sichtlich der geförderten Investitions­
summe und der Zahl der Beschäftigten 
je Förderfall . Lediglich Thüringen 
scheint eine Ausnahme zu bilden, da 
die Vorhaben dort tendenziell größer 
sind, was sowohl die mittlere Beschäf­
tigtenzahl als auch die geförderte In­
vestitionssumme betrifft. 

5.2 Kleinräumiges Muster 

Die Inanpruchnahme der ERP-Förder­
mittel ist in ländlichen Räumengrund­
sätzlich höher als in verdichteten Ge­
bieten. Dies gilt gleichermaßen für die 
neuen und alten Länder sowie für die 
verschiedenen siedlungsstrukturellen 
Regionstypen (siehe Tab. 4). Das 
Land-Stadt-Gefälle ist im Food-Be­
reich deutlich stärker ausgeprägt als im 
Non-Food-Bereich. In den neuen Län­
dern wurden je 10 000 Einwohner der 
Gründerpopulation fast zehnmal so 
viele Anträge (35,7) bewilligt wie in 
den alten Ländern, wobei die Inan­
spruchnahme bislang dort weniger 
streut als in den westlichen Regionen 
(Variationskoeffizient von 38,7 zu 
47,2 %). 

Inanspruchnahme* der ERP-Gründungsförderung 1990-1992 im Einzelhandel** nach Gebietstypen 

Neue Länder Alte Länder 

Gebietstyp 1990 1991 1992 1990-92 Variations- 1990-92 Variations-
koeffizient koeffizient 

Regionen mit großen Verdichtungsräumen 
Kernstädte 4,8 7,7 4,8 17,3 59,9 2,2 35,0 
hochverdichtete Kreise 9,3 25,6 15,2 50,1 19,7 3,3 42,4 
verdichtete Kreise 8,7 16,5 12,6 37,9 36,2 3,6 26,8 
ländliche Kreise 10,0 19,1 12,9 42,0 37,3 4,1 56,5 

Regionen mit Verdichtungsansätzen 

Kernstädte 6,9 11 ,3 6,2 24,5 25,6 3,8 32,5 
verdichtete Kreise 10,1 19,5 13,0 42,5 38,9 4,6 41 ,7 
ländliche Kreise 11,5 21,4 14,6 47,6 35,0 4,4 32,0 

Ländliche Regionen 
verdichtete Kreise 9,0 14,3 9,0 32,2 40,5 5,4 48,7 
ländliche Kreise 10,9 19,8 14,3 45,0 35,2 5,1 32,4 

insgesamt 8,7 16,2 10,8 35,7 38,7 3,6 47,2 

*) bewilligte Anträge je 10 000 Einwohner im Alter von 20 bis unter 50 Jahren 
**) einschl. Lebensmittelhandwerk 

Quelle: Deutsche Ausgleichsbank; Laufende Raumbeobachtung der BfLR; eigene Berechnungen 
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Das räumliche Muster der Inanspruch­
nahme ist in den neuen Ländern stärker 
ausgeprägt und hat sich im Zeitablauf 
noch verfestigt. 1992 war z.B. die 
Gründungsaktivität in den Kernstädten 
der großen Verdichtungsräume mit 4,8 
bewilligten Anträgen noch nicht ein­
mal halb so hoch wie im Durchschnitt 
aller Stadt- und Landkreise (10,8 An­
träge). Auffallend ist die starke Inan­
spruchnahme der hochverdichteten 
Kreise Sachsens, die ein sehr homoge­
nes Verhalten zeigen und von allen Ge­
bietstypen den niedrigsten Variations­
koeffizienten ( 19, 7 % ) haben. Der 
hohe Variationskoeffizient der Kern­
städte aus den großen Agglomeratio­
nen resultiert aus der stark überdurch­
schnittlichen Gründungsaktivität in der 
kreisfreien Stadt Plauen; die übrigen 
Kernstädte dieses Typs weisen durch­
weg eine niedrige Gründungsaktivität 
auf. 

Da die Vergabe der ERP-Mittel an­
tragsabhängig ist, zeigen Kreise, aus 
denen nur wenige Anträge kommen, 
eine entsprechend niedrige Inan­
spruchnahme. Mit zunehmender regio­
naler Disaggregation werden die Un­
terschiede in der Gründungsaktivität 

Bewilligte Antrllge im 
ERP-Programm je 10 000 
Einwohner im Alter von 
20 bis unter 60 Jahren 

bia unter 30.7 0 
30.7 bia unter 40.7 ■ 
40.7 bia unter 60.7 ■ 

60.7 und mehr ■ 

arithmetiachea Mittel: 36. 7 
Maximum: 94.6 

Minimum: 10.8 

101111111 
66 47 47 66 

Hluflgkeiten 

Quelle: laufende Raum­
beobachtung der BfLR 

Deutsche Auagielchabank 
- Kreiae (ohne Berlln-Weat) 
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deutlicher, was die Karte dokumentiert 
(18). Die Spannweite reicht von 10,8 
(Berlin-Ost) bis zu 94,5 (Neuhaus am 
Rennweg). Außerdem wird erkennbar, 
daß das Land-Stadt-Gefälle stärker 
ausgeprägt ist als das Süd-Nord-Ge­
fälle. Auffallend ist vor allem die stark 
unterdurchschnittliche Inanspruch­
nahme im Berliner Umland, während 
ansonsten die Umlandkreise von der 
räumlichen Nähe zur Kernstadt profi­
tieren, was z.B. im Falle von Dresden 
deutlich wird. Das räumliche Muster 
im Einzelhandel entspricht weitgehend 
dem Muster der gewerblichen Wirt­
schaft insgesamt, wobei die Unter­
schiede im Einzelhandel sowohl zwi­
schen den siedlungsstrukturellen Ge­
bietstypen als auch innerhalb der ein­
zelnen Typen größer ausfallen (19). 

Für das Land-Stadt-Gefälle lassen sich 
verschiedene Ursachen anführen. An­
scheinend bestand nach der Wende in 
den Städten ein niedrigerer Nachholbe­
darf im Einzelhandel, der schneller ge­
sättigt werden konnte. Offensichtlich 
waren dort auch die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für selbständige 
Kaufleute und Existenzgründer durch 
die vielfach ungeklärten Eigentums-

C BflR Bonn 1994 

verhältnisse, das knappe Angebot an 
günstigen Gewerberäumen und die 
steigende Konkurrenz westdeutscher 
Unternehmen wesentlich schwieriger 
als im Umland und auf dem Lande. In 
den ländlichen Räumen stellte die bis­
her existierende Einzelhandelsstruktur 
zudem ein Übernahmepotential dar, an 
dem die westdeutschen Handelsketten 
kein großes Interesse besaßen. 

Eine Zusammenfassung der neun sied­
lungsstrukturellen Kreistypen der Bun­
desforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung (BfLR) zu den drei 
Siedlungskategorien Kernstädte, Um­
landkreise und ländliche Kreise läßt 
das Ausmaß des Bedeutungsverlustes 
der städtischen Gebiete in den neuen 
Ländern erkennen. Während 1990 über 
26 % der geförderten Existenzgründer 
ihren Standort in einer Kernstadt wähl­
ten, waren es 1992 es nur noch knapp 
21 %. Von dieser Verlagerung profi­
tierten die Umlandkreise stärker als die 
ländlichen Gebiete. In den alten Län­
dern, in denen die Kernstädte aller­
dings auch einen wesentlich höheren 
Bevölkerungsanteil haben, lag ihr An­
teil dagegen weitgehend konstant bei 
etwas über einem Drittel. 

ERP-Gründungsförderung 
1990-1992 im Einzelhandel 
in den neuen Ländern 
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Die Unterschiede in der sektoralen 
Struktur der Inanspruchnahme zwi­
schen den obigen drei Raumtypen be­
wegen sich weitgehend auf dem 
Niveau der alten Länder. Eine Aus­
nahme bildet vor allem der Handel mit 
Lebens- und Genußmitteln, dessen 
Gründungsaktivität in den neuen Län­
dern - im Gegensatz zu den alten Län­
dern - desto höher ausfällt,je niedriger 
die Bevölkerungsdichte ist. Ebenso 
sind - wie in den westlichen Ländern -
Gründungen im Handel mit Baustoffen 
in den städtischen Gebieten schwächer 
vertreten, da dieser einen sehr hohen 
Flächenbedarf hat. Demgegenüber be­
sitzen Existenzgründer im Handel mit 
Bekleidung · und Textilien sowie 
Büchern eine ausgeprägte Standort­
affinität zu städtischen Lagen, die ein 
entsprechendes N achfragepotential ge­
währleisten. 

Das durchschnittlich geförderte In­
vestitionsvolumen unterscheidet sich 
zwischen den drei obigen Raumtypen 
kaum, wobei die Differenzen in den 
neuen Ländern noch geringer als im 
Westen ausfallen. Dies mag zunächst 
überraschen, weil in den Städten die 
Grundstücks- und Baukosten üblicher­
weise sehr hoch sind. Ein möglicher 
Erklärungsgrund könnte jedoch darin 
liegen, daß dort originäre Existenz­
gründungen mit einem umfangreichen 
Finanzbedarf nur von wenigen Perso­
nen realisiert werden können und daher 
kostengünstigere Übernahmen an dem 
gesamten Gründungsgeschehen einen 
höheren Anteil haben. Lediglich im 
Handel mit Möbeln und Büchern ist 
analog zu den alten Ländern ein räum­
liches Gefälle feststellbar; so liegt der 
durchschnittliche Investitionsbetrag 
des Möbelhandels in den Städtendeut­
lich niedriger als in den ländlichen Ge­
bieten, wohingegen es im Buchhandel 
gegenläufig ist. 

Da die Förderstatistik auf Förderfällen 
basiert, sind Aussagen zur Größe der 
bewilligten Vorhaben nur einge­
schränkt möglich. Die Zahlen legen je­
doch die Annahme nahe, daß in den 
neuen wie alten Ländern Vorhaben in 
städtischen Gebieten aufgrund des grö­
ßeren Kaufkraftpotentials und speziali­
sierteren Warenangebots im Durch­
schnitt beschäftigungsintensiver sind. 
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So ist die mittlere Zahl der Beschäftig­
ten je Förderfall in fast allen Handels­
sparten dort zum Teil deutlich höher als 
im Umland oder den ländlichen Räu­
men. 

5.3 Zeitlicher Ablauf 

Das räumliche Muster der Inanspruch­
nahme der ERP-Fördermittel im Ein­
zelhandel besitzt in den neuen Ländern 
zwischen 1990 und 1992 eine weitaus 
stärkere zeitliche Stabilität als in den 
alten Ländern. Die Korrelation zwi­
schen der Inanspruchnahme in zwei 
aufeinander folgenden Jahren fällt 
- auf der Grundlage der Stadt- und 
Landkreise - im Osten mit r = 0,53 
(1990/91) und r = 0,68 (1991/92) je­
weils höher aus als im Westen mit r = 
0,48 (1990/91) und r = 0,32 (1991/92). 
Weiterhin zeigen diese Werte, daß sich 
das Raummuster in den neuen Ländern 
- im Gegensatz zu den alten Ländern -
in diesem Zeitraum verfestigt hat. 

Da sich das räumliche Muster auch im 
gesamten Gründungsgeschehen der 
neuen Länder bislang als zeitlich stabil 
erwiesen hat, nimmt der ostdeutsche 
Einzelhandel insofern keine Sonder­
entwicklung. Die Determinanten der 
Inanspruchnahme entsprechen sich 
weitgehend, so daß - wie in den Kapi­
teln 5.1 und 5.2 ausgeführt-jeweils ein 
Land-Stadt-Gefälle sowie ein leichtes 
Süd-Nord-Gefälle prägend ist. Die bis­
herige Entwicklung legt zudem die 
Annahme nahe, daß die regionalen Un­
terschiede im mittelständischen Ein­
zelhandel zumindest mittelfristig Be­
stand haben werden. 

6 Fazit 

In den neuen Ländern war zwischen 
1990 und 1992 im Vergleich zu den al­
ten Ländern eine sehr hohe Gründungs­
aktivität im Einzelhandel zu verzeich­
nen. Das stark angestiegene Investi­
tionsvolumen der durch ERP-Mittel 
geförderten Vorhaben kann als Indiz 
dafür gelten, daß die Übernahme von 
Läden, die bereits zu DDR-Zeiten als 
volkseigene, genossenschaftliche oder 
private Verkaufsstellen existierten, an 
Bedeutung verloren hat. Originäre 
Gründungen, d.h. das Entstehen neuer 

Läden an neuen Standorten - verbun­
den in der Regel mit erheblichen 
Bauinvestitionen-, haben anscheinend 
innerhalb des Gründungsgeschehens 
an Gewicht gewonnen. Diese Entwick­
lung unterstützt die Bildung einer 
neuen Standortstruktur im ostdeut­
schen Einzelhandel, die jedoch in erster 
Linie von westdeutschen Unternehmen 
vorangetrieben wird. 

Der ländliche Raum stellt offensicht­
lich eine Nische für Existenzgründun­
gen im Einzelhandel dar, was auf ver­
schiedene Faktoren zurückzuführen 
sein dürfte. Die westdeutschen Han­
delsketten haben zwar die ländlichen 
Räume als Standort für Filialgeschäfte 
entdeckt, allerdings in einem geringe­
ren Umfange als die städtischen Lagen. 
Außerdem bildete dort unmittelbar 
nach der deutschen Einigung der große 
Besatz an kleinen Konsum- und HO­
Läden ein hohes Übernahmepotential 
für Existenzgründer, das offensichtlich 
auch von vielen genutzt wurde. Dem­
gegenüber bestanden in den Städten 
vielfältige Hemmnisse und Probleme 
für Existenzgründungen im Einzelhan­
del, die in einigen Bereichen (z.B. 
starke Konkurrenz großflächiger An­
gebotsformen in Randlagen) anschei­
nend noch an Schärfe gewinnen (20). 

Insgesamt sind die wirtschaftlichen 
Perspektiven des Mittelstands im ost­
deutschen Einzelhandel durchaus 
skeptisch zu beurteilen (21 ). Erstens ist 
die gegenwärtige Ausgangssituation 
für den Aufbau eines mittelständischen 
Einzelhandels ungleich schwieriger als 
in Westdeutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg, da ein Grundstock nur 
schwach ausgebildet ist und dieser in­
folge des rasanten Strukturwandels im 
Wettbewerb mit großflächigen oder fi­
lialisierten Angebotsformen keine 
Schonzeit genießt. Zweitens ist anzu­
nehmen, daß die westdeutschen Han­
delsketten mittelfristig ihr Engagement 
im ländlichen Raum verstärken, zumal 
der ungebremste Trend zum motori­
sierten Individualverkehr ohnehin 
großflächige Angebotsformen mit 
überörtlichem Einzugsbereich begün­
stigt (22). Drittens ist der mittelständi­
sche Einzelhandel aufgrund des lang­
samen wirtschaftlichen Aufbaus zu­
mindest mittelfristig einem aggressi-
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ven Preiswettbewerb ausgesetzt, so 
daß es fraglich scheint, in welchem 
Umfange es ihm gelingen kann, die kri­
tische Übergangsphase zu überstehen 
und mittels einer Wettbewerbsstrate­
gie, die stärker auf Qualität und spezifi­
sche Kundenbetreuung setzt, ebenso 
wie in den alten Ländern langfristig 
Marktnischen zu besetzen. Einiges 
spricht dafür, daß diese Anpassungs­
prozesse regional unterschiedlich ver­
laufen werden und der Aufbau des mit­
telständischen Einzelhandels in Räu­
men mit einer vergleichsweise günsti­
gen wirtschaftlichen Entwicklung am 
schnellsten voranschreitet. 

Grundsätzlich sind daher in den näch­
sten Jahren innerhalb des Mittelstands 
weitere Umstrukturierungen zu Lasten 
kleinerer Anbieter zu erwarten, wobei 
nach den westdeutschen Erfahrungen 
vor allem Geschäfte mit einer Ver­
kaufsfläche unter l 00 m2, aber auch 
unter 200 m2 - und dort vor allem im 
Food-Bereich - als gefährdet gelten 
(23). Seit einiger Zeit steigt bereits die 
Zahl der Gewerbeabmeldungen im 
Einzelhandel; hierbei dürfte es sich 
überwiegend um nicht geförderte Exi­
stenzgründer handeln. Die Geförderten 
stellen zwar eine Positivauslese dar; 
ihre eigentliche Bewährungsprobe 
steht nach Ablauf der tilgungsfreien 
Jahre allerdings noch aus. Als eine 
mögliche Reaktion auf die o.g. Heraus­
forderungen bietet sich für kleinflä­
chige Betriebe der Anschluß an Koope­
rationen bei Beschaffung, Service und 
Marketing an (24). 

In der Peripherie fast aller ostdeutschen 
Städte sind bereits in hohem Umfang 
großflächige Einzelhandelsbetriebe er­
richtet worden, was maßgeblich auf die 
im Vergleich zu zentralen Standorten 
geringeren Baukosten und -zeiten zu­
rückzuführen ist. Da dies zu einer ra­
schen Verbesserung der Versorgungs­
lage führte, wurde es in der Regel von 
weiten Teilen der Bevölkerung be­
grüßt, obwohl damit gleichzeitig die 
künftige Entwicklung der Innenstädte 
als traditioneller Standort des mittel­
ständischen Einzelhandels in Frage ge­
stellt wird. Für eine Sanierung und Re­
vitalisierung der Innenstädte ist jedoch 
privates Kapital und Engagement un­
verzichtbar (25). Die Erfahrungen aus 
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den alten Ländern zeigen, daß der mit­
telständische Einzelhandel hierzu 
einen wichtigen Beitrag leisten kann. 

Die gegenwärtige Verkaufsflächenex­
pansion auf der "grünen Wiese" könnte 
dazu führen, daß es in den neuen Län­
dern zu "amerikanischen Verhältnis­
sen" (26) kommt: Auf der einen Seite 
laufen die Städte Gefahr, zu veröden, 
auf der anderen Seite zeichnen sich im 
Umland starke Tendenzen zur Zersied­
lung ab, die erhebliche, z.T. schon seit 
Jahren bekannte, negative Konsequen­
zen für die Umwelt haben wird. Gleich­
zeitig hat sich hauptsächlich im Handel 
mit Lebensmitteln ein Ladennetz mit 
größeren Maschen und stärkeren Kno­
ten herausgebildet. Die durchschnittli­
che Entfernung zum nächsten Geschäft 
ist erheblich angewachsen, was viel­
fach die Qualität der Grundversorgung 
für immobile, ältere und sozial schwä­
chere Bevölkerungsgruppen ein­
schränkt (27). 

Abschließend sei angemerkt, daß Exi­
stenzgründer zwar ein wichtiges, aber 
nur ein Segment des Einzelhandels bil­
den und die hier ausgewerteten Förder­
daten nur begrenzte Aussagen zur 
Struktur und Entwicklung des Handels 
in den neuen Ländern erlauben. Vor 
allem der Handels- und Gaststättenzäh­
lung aus dem Jahre 1993 kommt eine 
besondere Bedeutung zu, da sie eine 
- auch unter regionalen Gesichtspunk­
ten - tiefergehende Analyse der Ange­
botsstrukturen im Einzelhandel ermög­
licht. Eine detaillierte Betrachtung ver­
dient ferner das Nachfrageverhalten 
der privaten Konsumenten, welches 
eine wichtige Einflußgröße für die Ent­
wicklung des Einzelhandels ist. 
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